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Haushaltsausgaben erteilt worden sind. 
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Zusammenstellung 
der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 3. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1970 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1970 

An über- und 
außerplanmäßigen 
Ausgabemitteln 
sind zuqewiesen 
DM 

Begründung 

Tit. 

1 1 

2 

1 3 

1 4 


01 04 


apl. 
422 01 
bis 

811 01 


Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 


751 200 — 


Geschäftsstelle der Bund-Länder-Kommission für Bildungs- 
planung 

Bund und Länder haben aufgrund des Verwaltungsabkom- 
mens vom 25. Juni 1970 die Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung errichtet. 

Nach Artikel 10 des Abkommens und der Protokollnotiz hier- 
zu ist zur Erledigung der laufenden Geschäfte der Kommis- 
sion und zur technischen Vorbereitung der Kommissions- 
beratungen eine gemeinsame Geschäftsstelle beim Bundes- 
präsidialamt eingerichtet worden. 

Im Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshhaushaltsplans 
1970 war die organisatorische Form der Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern auf dem Gebiet der Bildungs- und For- 
schungsplanung noch nicht absehbar. Da zwischen Bund und 
Ländern Einvernehmen darüber bestand, unverzüglich mit der 
Aufstellung des Bildungsgesamtplans und des Bildungs- 
budgets im Rahmen der Kommission zu beginnen, war die 
Einrichtung der Geschäftsstelle unabweisbar. Sie konnte nicht 
bis zur Verabschiedung des Bundeshaushaltsplans 1971 auf- 
geschoben werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat von 
der außerplanmäßigen Haushaltsausgabe in seiner 23. Sit- 
zung am 16. Juni 1970 zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 31 02 Tit. 652 35. 


05 02 
686 17 


85 000,—- 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


728,73 


Beitrag zur Internationalen Studienzentrale für die Erhaltung 
und Restaurierung von Kulturgut 

Der deutsche Beitrag war bei der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans abgerundet veranschlagt. Die tatsächliche 
Beitragsverpflichtung lag geringfügig über dem Haushalts- 
ansatz. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 72. 
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Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1970 

An über- und 
außerplanmäßigen 
Ausgabemitteln 
sind zugewiesen 
DM 

Begründung 

Tit. 

1 1 

1 2 1 

1 3 1 

4 



Einzelplan 06 - 

— Bundesminister des Innern — 

06 01 

171 000,— 

77 250,— 

1 Geschäftsbedarf 


In dem Ansatz bei Titel 511 01 sind ca. 25 000 DM für Trans- 
port- und Frachtkosten vorgesehen. Zwar stand bei Aufstel- 
lung des Haushalts 1970 fest, daß zum 1. August 1970 der 
Neubau (Hochhaus) bezogen werden würde, wofür beson- 
dere zusätzliche Umzugskosten veranschlagt wurden. Gedacht 
war damals jedoch lediglich an eine Auflockerung der herr- 
schenden Büroraumnot, wobei zwecks Kosteneinsparung nur 
Hausumzüge in engen Grenzen und nach Möglichkeit mit 
eigenem Personal durchgeführt werden sollten. 

Im Laufe des Haushaltsjahres 1970 hat sich jedoch die Not- 
wendigkeit ergeben, zur Erreichung rationeller Arbeits- 
abläufe einen .Großumzug durchzuführen. Außerdem waren 
nach der im Herbst vorigen Jahres erfolgten Neuabgrenzung 
der Ressortzuständigkeiten und durch die Schaffung mehrerer 
Planungsgruppen eine Reihe von Umzügen erforderlich ge- 
worden. Ferner war der Personalzuwachs zu berücksichtigen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Durch- 
führung eines geordneten Geschäftsbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 517 01 und Tit. 518 01. 


06 02 
685 25 


950 000,— 


57 850,— 


Zuschuß an die Deutsche Film- und Fernsehakademie Berlin 
GmbH 


Die Geschäftsführung der Deutschen Film- und Fernsehaka- 
demie Berlin (DFFB) sah sich im Herbst 1968 gezwungen, 
die Ausbildungsverträge von 18 an den damaligen turbu- 
lenten Studentenunruhen besonders beteiligten Studierenden 
nicht zu verlängern. Gegen diese, vom Kuratorium gebilligte 
Maßnahme, die einer Relegation gleichkam, entschied Ende 
1969 das Landgericht in Berlin auf die Klage eines Studenten, 
daß der Kläger zur Fortsetzung seines Studiums zum Früh- 
jahrssemester 1970 zuzulassen sei. In der Begründung bejahte 
das Gericht, daß es rechtlich zulässig sei, unter schwerwiegen- 
den Voraussetzungen eine Wiederzulassung eines Studieren- 
den zu versagen. Unter Berücksichtigung der inzwischen 
wieder entspannten hochschulpolitischen Situation sei jedoch 
ein Ausschluß von einem Jahr vom Studium an der DFFB 
eine genügende Ahndung des ohne Zweifel grobvertrags- 
widrigen Verhaltens des Studierenden im Mai und Novem- 
ber 1968. Die Mehrzahl der betroffenen ehemaligen Studie- 
renden erwirkten daraufhin unverzüglich eine entsprechende 
einstweilige Verfügung. 

Die technische und personelle Kapazität der DFFB erlaubte 
es nicht, die 18 Studierenden sofort wieder aufzunehmen. 
Da andererseits jedoch die Studierenden keinen weiteren 
Aufschub der Ausbildung hinnehmen konnten, wurde mit Zu- 
stimmung des Kuratoriums ein Vergleich geschlossen. Da- 
nach wurde der Übernahme der Gerichts- und Anwaltskosten 
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Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1970 

An über- und 
außerplanmäßigen 
Ausgabemitteln 
sind zugewiesen 
DM 

Begründung 

Tit. 

1 1 

2 1 

3 

! 4 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

von rd 10 000 DM 

sowie der weiteren Ausbildungskosten für 13 
Studierende des 3. Jahrgangs je 15 000 DM = 195 000 DM 

und für 5 Studierende des 2. Jahrgangs je 

19 800 DM = 99 000 DM 

insgesamt also = 304 000 DM 


und der erforderlichen Kosten für die Herstellung von Pro- 
duktionen zum Studienabschluß zugestimmt. 

Die Mehrausgabe war aufgrund des vorstehenden Gerichts- 
beschlusses und des Vergleichs unabweisbar. Sie war unvor- 
hergesehen, da diese Entwicklung bei Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans 1970 unvorhersehbar war. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


06 08 
642 01 


310 000,— 


06 08 


apl. 
712 02 


127 500, — Kostenerstattung an die Länder für Kostenstrukturstatistik 

Im Haushaltsjahr 1969 waren für die Kostenstrukturstatistik 
als Kostenerstattung an die Statistischen Landesämter 270 000 
DM veranschlagt. Davon konnten nur 12 000 DM in Anspruch 
genommen werden, weil die für die Aufstellung der Kosten- 
strukturstatistik als Auswahlgrundlage benötigten Ergeb- 
nisse der Handels- und Gaststättenzählung 1968 von den 
Statistischen Landesämtern so verspätet zur Verfügung ge- 
stellt wurden, daß sie erst im Februar 1970 Vorlagen. Der im 
Haushaltsjahr 1969 nicht in Anspruch genommene Betrag 
von 258 000 DM wurde — weil nicht übertragbar — in 
Abgang gestellt. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, damit der gesetzlich 
vorgeschriebene Erhebungsturnus eingehalten werden kann. 
Sie war auch unvorhergesehen. 

Einsparung innerhalb des Kapitels 06 08. 

23 169,15 Umbauarbeiten im Zusammenhang mit dem Erwerb der 
neuen Großrechenanlage 

Im Rechnungsjahr 1969 waren bei Kap. 06 08 Tit. 712 02 zur 
Durchführung der vorgenannten Maßnahme 275 000 DM ver- 
anschlagt. Außerdem hatte der Bundesminister der Finanzen 
einer überplanmäßigen Haushaltsausgabe zugestimmt, so 
daß insgesamt 417 000 DM zur Verfügung standen. In dieser 
Höhe wurden vom Staatsbauamt Wiesbaden Aufträge ver- 
geben, von denen im Rechnungsjahr 1969 jedoch nur Maß- 
nahmen in Höhe von 395 806,17 DM abgerechnet wurden. Die 
restlichen Arbeiten konnten wegen Lieferungsschwierig- 
keiten erst im Haushaltsjahr 1970 abgerechnet werden. 

Die Verzögerung bei der Ausführung der Baumaßnahmen 
war nicht vorherzusehen. Die Begleichung der Rechnungen 
für die bereits 1969 vergebenen Aufträge im Haushaltsjahr 
1970 war unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Kapitels 06 08. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

außerplanmäßigen 



betrag 

Ausgabemitteln 

Begründung 

Tit. 

1970 

sind zugewiesen 
DM 


1 1 

i 2 1 

3 i 

4 


06 10 
539 99 


06 13 
812 01 


06 19 
526 01 


06 35 
527 02 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

45 000, — 85 000, — Vermischte Verwaltungsausgaben 

Auf Grund der im Rahmen eines Fünfjahresplans vorgesehe- 
nen personellen Ausweitung des Bundeskriminalamtes ent- 
standen bei der Personalgewinnung, vor allem durch umfang- 
reiche Einstellungen von Anwärtern für den Kriminaldienst, 
erhöhte Kosten für Ausschreibungen Vorstellungsreisen und 
amtsärztliche Untersuchungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da zum Zeitpunkt 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 die Schwie- 
rigkeiten, die durch den angespannten Arbeilsmarkt für die 
Personalgewinnung eingetreten sind, nicht vorhersehbar 
waren. Sie war unabweisbar, weil zur Bewältigung der 
Aufgaben des Bundeskriminalamtes die im Bundeshaushalts- 
plan 1970 neu geschaffenen Stellen besetzt werden müssen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 

59 000, — 1 1 400,— Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 

ständen im Inland für Verwaltungszwecke 

Seit dem Zeitpunkt der Veranschlagung haben sich die Kosten 
für die Apparaturen zur Umstellung der Fernsprechanlage 
auf Durchwahl im Dienstgebäude in Koblenz einschließlich 
der Kosten für die Montage von 40 000 DM auf rd, 46 900 DM 
und die Kosten für die Beschaffung von elektrischen Heiz- 
geräten für die Zentralnachweisstelle in Kornelimünster von 
19 000 DM auf 27 000 DM erhöht. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und in Anbetracht der 
Preis- und Lohnentwicklung unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 06 13 Tit. 711 01. 

2 000, — 2 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

Bei den geleisteten Zahlungen handelt es sich um Gerichts- 
kosten, die dem Bund aufgrund von Rechtsstreitigkeiten ent- 
standen sind. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil Anzahl der 
Rechtsstreitigkeiten und Höhe der Kosten im voraus nicht 
bestimmt werden konnten. Sie war unabweisbar, weil der 
Bund zur Zahlung der Kosten verpflichtet war. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 517 01. 

4 000, — 2 500, — Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

Der Mehrbedarf beruht auf den Kosten für die Entsendung 
von Angehörigen der Bundeszentrale als Leistungs- und Be- 
treuungspersonal für zwei im Oktober 1970 geplante Stu- 
dienreisen nach Israel und für dringend notwendige Verhand- 
lungen des Fernsehreferenten in Rom mit dem italienischen 
Außenministerium und dem italienischen Fernsehen über die 
Gestaltung einer deutsch-italienischen Fernsehproduktion 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

außerplanmäßigen 

Ausgabemitteln 

Begründung 

Tit. 

1970 

sind zugewiesen 
DM 



1 I 2 i 3 I 4 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

zum Thema der italienischen Gastarbeiter in Deutschland im 
Rahmen der Programm Vorschläge, die den Vereinten Natio- 
nen für das „Internationale Jahr zum Kampf gegen Rassis- 
mus und Rassendiskriminierung" gemacht werden sollen. 

Die Mehrausgabe war aus Gründen eines dringenden Bundes- 
interesses unabweisbar. Sie war aus folgenden Gründen un- 
vorhergesehen: 

1. Entgegen der ursprünglichen Annahme war es nicht mög- 
lich, für die Leitung und Betreuung der Israelreisen Per- 
sonen außerhalb der Bundeszentrale zu gewinnen, für die 
dann die Kosten aus Kap. 06 35 Tit. 531 21 zu zahlen 
gewesen wären, wo sie auch eingeplant waren. Es handelt 
sich insoweit nur um eine Verlagerung. 

2. Erst im Laufe des Monats September 1970 ist es gelun- 
gen, eine Fernsehanstalt und einen namhaften Autor für 
die deutsch-italienische Fernsehproduktion zu gewinnen. 
Ein zeitlicher Aufschub war nicht möglich, weil die Sen- 
dung bereits Anfang 1971 laufen soll. 

Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 532 21, 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährungr Landwirtschaft und Forsten — 


10 01 
539 99 


15 000 ,— 


10 000 ,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Unvorhergesehene und unabweisbare Ausgaben für die Aus- 
schreibung von Stellen für Schreibkräfte, Vorstellungs- 
reisen, Fortbildung und Prüfung von Schreibkräften sowie 
Leistung von Schadenersatz infolge Beschädigung eines pri- 
vateigenen Kraftwagens durch einen Dienst-Pkw. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 686 01. 


10 08 
515 24 


89 400,— 


29 000,— 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen 


Die Maschinenbaracke der Prüfstelle Haßloch des Bundes- 
sortenamtes ist am 12. Juli 1970 mit den darin befindlichen 
landwirtschaftlichen Maschinen, Arbeitsgeräten, Möbeln und 
persönlichen Sachen der Dienstangehörigen vollständig abge- 
brannt. Zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes und Wahr- 
nehmung der Prüfungsaufgaben war die Ersatzbeschaffung 
der notwendigsten Geräte, Maschinen, Ausstattungs- und 
Aüsrüstungsgegenstände im Haushaltsjahr 1970 unabweis- 
bar. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Ausnahme gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist vom Bundes- 
minister der Finanzen zugelassen worden. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 686 01. 
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Kap. ' 

Haushalts- 

betrag 

1970 

An über- und 
außerplanmäßigen 
Ausgabemitteln 
sind zuqewiesen 
DM 

Begründung 

Tit. 

1 1 

i 2 

I 3 

1 4 


10 08 
527 02 


10 08 


apl. 
883 01 


10 14 
517 01 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten — 


13 100 — 


95 700,— 


2 900,— 


Reisekostenvergütungen für Auslandsreisen 

Im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Sortenprüfung von Ölfrüchten, insbesondere Raps, 
war die Teilnahme eines Dienstangehörigen des Bundes- 
sortenamtes an der Internationalen Konferenz in St. Adele, 
Quebec/Kanada, vom 20. bis 23. September 1970 zur Wahr- 
nehmung der dienstlichen Obliegenheiten des Bundessorten- 
amtes unabweisbar erforderlich. 

Die Mehrausgabe auf Grund dieser Auslandsdienstreise war 
unvorhergesehen, weil das Bundessortenamt erst im Juli 
1970 über die Durchführung der Konferenz unterrichtet und 
zur Teilnahme eingeladen worden ist. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 686 01. 


60 000,— 


Zuweisung des Beteiligtenbeitrags zum Ausbau eines Wirt- 
schaftsweges an die Gemeinde Basse 

Der Ortsverbindungsweg Basse-Scharnhorst-Otternhagen 
sollte ursprünglich als Kreisstraße ausgebaut werden. Der 
Landkreis Neustadt am Rübenberge hat jedoch wegen des 
zu erwartenden geringen überörtlichen Verkehrsaufkommens 
dieses Vorhaben vorerst zurückgestellt. Der unbefestigte 
Feldweg der Teilstrecke Scharnhorst-Otternhagen sollte da- 
für als befestigter Wirtschaftsweg ausgebaut werden, weil er 
u. a. den Verkehrsanforderungen für landwirtschaftliche Fahr- 
zeuge nicht mehr entsprach. Bauträger war die Gemeinde 
Basse. Die Prüfstelle Scharnhorst ist Anlieger. Diese Entschei- 
dungen waren bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1970 nicht vorherzusehen. Nach Zunahme der Prüfungen war 
infolge des verstärkten Einsatzes von landwirtschaftlichen 
Fahrzeugen ein befestigter Zufahrtsweg zu den Prüffeldern 
erforderlich. Daneben war die Bereitstellung des Beteiligten- 
beitrags im Haushaltsjahr 1970 auch aus Gründen der Wirt- 
schaftlichkeit unabweisbar, weil dadurch hohe Instandset- 
zungs- und Unterhaltungskosten für den stark beschädigten 
Feldweg entfallen konnten. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 686 01. 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

Die Mehrausgabe ist zurückzuführen auf den erhöhten Brenn- 
stoffverbrauch als Folge des strengen und langen Winters 
sowie des kühlen Frühlings, den Mehrverbrauch an Heizkoks 
minderer Qualität, da nur dieser wegen des allgemeinen 
Mangels erhältlich war, sowie auf den dafür zu entrichtenden 
hohen Preis, den die Schätzung überschreitenden Bedarf 
an Brennstoffen für den inzwischen voll in Betrieb genom- 
menen Geflügelversuchshof in Höfer und die beträchtlich 
gestiegenen Preise für elektrische Energie. 

Die Mehrausgabe war zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebes der Bundesforschungsanstalt unabweisbar; sie war 
unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 685 61. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

außerplanmäßigen 


— 

betrag 

Ausgabemitteln 

Begründung 

Tit. 

1970 

sind zugewiesen 




DM 



1 1 2 1 3 I 4 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten — 


10 23 128 000,— 

547 01 


10 23 75 000,— 

711 01 


10 25 1 000 000,— 
713 61 


60 000, — Sonstige Ausgaben für Versuchsfelder, Gewächshäuser und 
V ersuchsbetriebe 

Höhere Aufwendungen für die intensivierte und ausgewei- 
tete Rebenvermehrung als Folge der gestiegenen Nachfrage 
nach Rebenversuchsmaterial. Da im Interesse des deutschen 
Weinbaues der Bedarf an Rebenversuchsmaterial aus Neu- 
zuchten des Instituts ausschließlich durch die Bundesfor- 
schungsanstalt gedeckt werden muß, war die Mehrausgabe 
unabweisbar; sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 685 61. 

/ 21 000, — Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Baukostensteigerung auf Grund inzwischen eingetretener 
Preiserhöhungen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 

Ausnahme gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist vom Bundes- 
minister der Finanzen zugelassen worden. 

Einsparung bei Kap. 10 23 Tit. 712 61. 

800 000, — Neubau der Versuchsstation — 2, Teilbetrag — 

Die Unterbringung der Versuchs-Milchviehherde nach der 
Auflösung der Domäne Salzdahlum zum vertraglich fest- 
gelegten Termin (30. Juni 1971) setzt die Fertigstellung eini- 
ger Ställe und von Einrichtungen für die Futterversorgung 
und Entsorgung sowie von Anlagen für Strom, Wasser, 
Wärme und Entwässerung bis zu diesem Zeitpunkt voraus. 

Die anfallenden Kosten einschließlich der inzwischen wirk- 
sam gewordenen Preissteigerungen verursachten unabweis- 
bare und unvorhergesehene Mehrausgaben. 

Einsparung bei Kap. 10 25 Tit. 712 65 (400 000 DM) und 
Tit. 712 69 (400 000 DM). 


12 02 

apl. 
662 06 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

6 650,08 Zinsbeihilfen für private Schiffbaudarlehen 

ln der Verwaltungsstreitsache Dr. Horst Brenning X Bundes- 
republik Deutschland ist der Bund durch höchstrichterlichen 
Spruch verpflichtet worden, dem Kläger nach den Richtlinien 
für Maßnahmen auf dem Gebiet der Seeschiffahrt vom 
11. April 1962 (Bundesanzeiger Nr. 74) eine Zinsbeihilfe für 
das Kalenderjahr 1963 zuzüglich 4 Vo Zinsen seit dem 21. Mai 
1965 zu gewähren. Vom Rechnungsjahr 1966 ab sind für Zins- 
beihilfen nach den oben angeführten Richtlinien keine Haus- 
haltsmittel mehr veranschlagt worden. 

Die außerplanmäßige Haushaltsausgabe war unvorherge- 
sehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 662 05. 
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Kap. 

Haushalts- 

An über- und 
außerplanmäßigen 


Tit. 

betrag 

1970 

Ausgabemitteln 
sind zugewiesen 

Begründung 



DM 



1 I 2 1 3 I 4 


12 02 

apl. 
682 08 


12 06 


apl. 
711 04 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


838 700 — 


Anteil der Bundesrepublik Deutschland als Gesellschafter an 
der Verlustabdeckung der Osthannoverschen Eisenbahnen 
AG, Celle 


Trotz der durchgreifenden Rationalisierungsmaßnahmen, die 
es der Osthannoverschen Eisenbahnen AG (OHE) ermöglich- 
ten, in den letzten Jahren eine für Eisenbahnunternehmen 
erfreuliche Bilanz vorzulegen, betrug der Verlust der Gesell- 
schaft im Geschäftsjahr 1969 1 223 147,35 DM. 

Die beiden Großaktionäre, Bundesrepublik Deutschland und 
das Land Niedersachsen, beabsichtigen daher, diesen unver- 
meidbaren Verlust durch Gewährung von Zuschüssen im 
Verhältnis (46 v. H. bzw. 54 v. H.) ihrer Beteiligung am 
Grundkapital der OHE abzudecken. 

Die angespannte Finanzlage der OHE macht es weiter erfor- 
derlich, der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 1970 zur 
Erhaltung ihrer Liquidität 600000 DM in Form eines zins- 
und tilgungsfreien Darlehens bereitzustellen mit der Maß- 
gabe, daß der Bund auch hiervon 46 v. H. und das Land Nie- 
dersachsen 54 V. H. übernimmt. Von der Weiterentwicklung 
der Liquiditätslage der OHE wird es abhängen, ob das zins- 
lose Darlehen an die Gesellschaft zu einem noch zu bestim- 
menden Zeitpunkt zu verzinsen und zu tilgen ist und nach 
Feststellung des Geschäftsergebnisses 1970 zur Verlustabdek- 
kung in Anspruch genommen wird. 

Insgesamt sind zu übernehmen: 


Verlust abdeckung 1969 1 223 147 DM 

Liquiditätsdarlehen 1970 600 000 DM 


zusammen 1 823 147 DM 

Hiervon entfallen auf den Bund im Verhältnis zu seiner 
Beteiligung am Grundkapital der OHE; 


Verlustabdeckung 1969 rd 562 700 DM 

Liquiditätsdarlehen 1970 rd 276 000 DM 


zusammen 838 700 DM 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Kassenmäßige Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


41 000,— 


Neubau eines Werkstattgebäudes mit Materialprüfungs- 
laboratorium für die Bundesanstalt für Wasserbau 


Es handelt sich um unvorhergesehene Aufwendungen infolge 
Mehrbelastung durch Mehrwertsteuer und höhere Baulei- 
tungskosten. Die Ausgabe war unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

23 000, — 32 200, — Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Mehrbedarf infolge unvorhergesehenen Ersatzes erheblicher 
Teile einer Klimaanlage sowie gestiegener Kosten für die im 
Vorjahr begonnene Herrichtung eines Magazins. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 09 Tit. 515 54. 

— 26 000, — Neubau eines Dienstgebäudes 

Die überplanmäßige Ausgabe war unabweisbar, da sich bei 
der Durchführung von Reparaturen im Rahmen der Gewähr- 
leistungsverpflichtungen die technische Notwendigkeit ergab, 
zusätzliche wertverbessernde Arbeiten ausführen zu lassen. 
Der Leertitel wurde deshalb in den Haushalt eingestellt, weil 
die Kosten für Wertverbesserung ihrer Höhe nach vor Ver- 
abschiedung des Bundeshaushaitsplans 1970 noch nicht be- 
kannt waren. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 

40 000, — 20 000, — Ausgaben im Zusammenhang mit der Untersuchung von 

Flugzeugunfällen 

Durch mehrere Flugzeugunfälle, für deren — durch Gesetz 
gebotene — Untersuchung ein besonders großer technischer 
Aufwand erforderlich war, sind Mehrkosten entstanden, die 
zwangsläufig waren und bei der Veranschlagung nicht vor- 
auszusehen waren. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen — 

25 01 500, — 175, — Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände in Amts-, 

Dienst- und Werkdienstwohnungen 

515 02 

Der Haushaltsansatz wurde nach Erfahrungssätzen geschätzt. 
Bei der Veranschlagung der Mittel war die Umstellung der 
bisherigen Gasversorgung auf eine Erdgasversorgung und 
der dadurch bedingten Mehraufwand für die Beschaffung von 
Warmwasserversorgungsgeräten nicht vorhersehbar. 

Die Ausgabe war unabweisbar, ihre Verlagerung in das 
nächste Haushaltsjahr nicht möglich. 

Einsparung bei Kap. 25 01 Tit. 511 01. 


Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 

27 01 124 000, — 42 100, — Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

722 Q 2 Die räumliche Unterbringung des Parlamentarischen Staats- 

sekretärs erforderte Umbauarbeiten in der Ministeretage des 
Dienstgebäudes in Bonn. 
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noch Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 

Der Mehrbedarf ist ferner auf sicherheitstechnische Maßnah- 
men, die im Einvernehmen mit dem Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz für dringend notwendig gehalten wurden, zu- 
rückzuführen. 

Die Durchführung dieser Maßnahmen sollte bereits im abge- 
laufenen Haushaltsjahr abgeschlossen werden, Mittel hierfür 
standen aus einem in das Haushaltsjahr 1969 übertragenen 
Ausgaberest, der aus dem früheren Ansatz bei Kap. 27 01 
Tit. 950 gebildet worden war, zur Verfügung. Wider Erwarten 
gingen jedoch die Rechnungen der beauftragten Firmen so 
spät ein, daß die Bundesbaudirektion nicht in der Lage war, 
die Maßnahmen noch vor Ablauf des Haushaltsjahres 1969 
abzurechnen. Nach Inkrafttreten der BHO kann der ver- 
bliebene Ausgaberest nicht erneut übertragen werden. Zum 
Zeitpunkt der Aufstellung des Entwurfs des Bundeshaus- 
haltsplans 1970 war davon auszugehen, daß im Haushaltsjahr 
1970 Mittel für die vorgenannten Maßnahmen nicht zu ver- 
anschlagen sind. 

Die überplanmäßige Haushaltsausgabe war somit unvorher- 
gesehen und unabweisbar. 

Ausnahme gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist vom Bundes- 
minister der Finanzen zugelassen worden. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 05. 


27 02 
685 01 


38 430 000,— 


57 720 000, — j Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und volkspoliti- 
sche Zwecke und ähnliche Einrichtungen sowie für allgemeine 
kulturelle Zwecke 

Die Mehrausgabe dient zur Durchführung bestimmter im 
gesamtdeutschen Interesse notwendiger Maßnahmen, die 
sich auf Grund der politischen Entwicklung zwangsläufig 
ergeben haben und nicht vorhersehbar waren. Die Ausgaben 
waren im Sinne der Zielrichtung der Zweckbestimmung 
unerläßlich und konnten nicht bis zum nächsten Haushalts- 
jahr zurückgestellt werden. 

Ausnahme gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist vom Bundes- 
minister der Finanzen zugelassen worden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


27 02 
685 06 


15 500 000,— 


500 000,— 


Förderung besonderer kulturpolitischer Maßnahmen gesamt 
deutschen Charakters in Berlin 


Die Mehrausgabe dient zur Durchführung kulturpolitischer 
Maßnahmen in Berlin, die sich auf Grund der politischen Ent- 
wicklung zwangsläufig ergeben haben und nicht vorherseh- 
bar waren. Die Ausgaben waren im Sinne der Zielsetzung 
des Haushaltsansatzes unerläßlich und konnten nicht bis zum 
nächsten Haushaltsjahr zurück gestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 05. 
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Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


31 01 45 000,— 

539 99 


31 03 80 000 000,— 

818 23 


31 03 11 750 000 — 

896 10 


20 000, — Vermischte Verwaltungsausgaben 

Aus diesem Titel sind insbesondere die Kosten für Stellen- 
ausschreibungen und Vorstellungsreisen von Stellenbewer- 
bern zu decken. Hierfür waren 40 800 DM veranschlagt, die 
auf Grund der Notwendigkeit, 124 neue Stellen zu besetzen, 
nicht ausreichten. Da auf einzelne Ausschreibungen ausrei- 
chende Bewerbungen nicht eingingen, mußten die äußerst 
kostspieligen Stellenanzeigen in überregionalen Zeitungen 
zum Teil mehrfach wiederholt werden. Ferner mußten mehr 
als sonst üblich Bewerber (insbesondere Fachleute für die Bil- 
dungsforschung und den Planungsstab) zu Gesprächen vorge- 
laden werden, weil eine Auswahl unter ihnen auf Grund 
schriftlicher Unterlagen nur in beschränktem Umfange mög- 
lich war. Außerdem nahmen eine Reihe der für eine Ein- 
stellung vorgesehenen Bewerber ihre Bewerbung wieder zu- 
rück. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Gewinnung 
geeigneten Personals für die Erfüllung, insbesondere auch 
der neuen Aufgaben des Ministeriums, unbedingt erforder- 
lich war. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 

8 000 000, — Beschaffung von Kernbrennstoffen aus dem Ausland 

Für das im Rahmen des Devisenausgleichsabkommens mit 
den USA gekaufte angereicherte Uran ist anläßlich der Ein- 
fuhr der bis zum 31. Dezember 1970 erfolgten Lieferungen in 
die BRD Einfuhrumsatzsteuer in Höhe von 8 Mio DM auf- 
zuwenden. 

Es war unvorhergesehen, daß die ersten Lieferungen in die 
BRD bereits im Jahre 1970 erfolgen würden. Die Mehraus- 
gabe war unabweisbar, da nach Eintreffen der Lieferungen 
die Einfuhrumsatzsteuer gezahlt werden muß. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 

7 400 000,— Institut Max von Laue-Paul Langevin (ILL) in Grenoble 
(Hödistfluß-Forschungsreaktor) — Investitionen 

Aufgrund des Abkommens zwischen der deutschen und der 
französischen Regierung über den Bau und Betrieb eines 
Höchstfluß-Forschungsreaktors (HFR) sind die beiden Regie- 
rungen verpflichtet, den zur Bestreitung der Kosten für den 
Bau der Anlage erforderlichen Betrag zur Verfügung zu stel- 
len. Die Gesamtkosten für die Errichtung der Anlage bis zur 
Inbetriebnahme belaufen sich nach den mehrfach überprüften 
Schätzungen nunmehr bis zu 335 000 000 FF. Der deutsche 
Anteil wird bis zu 120 000 000 DM betragen. 

Aufgrund der unerwartet zügigen Durchführung der Bau- 
arbeiten einerseits und der durch Preissteigerungen entstan- 
denen Kostenerhöhungen andererseits war im Jahre 1970 ein 
besonders hoher Jahresbetrag zu zahlen. 

Die überplanmäßigen Haushaltsmittel wurden auch benötigt, 
weil es der Gesellschaft für Kernforschung mbH in Karlsruhe, 
dem deutschen Gesellschafter des Instituts, wider Erwarten 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 

gelang, mit schwedischen Stellen einen Vertrag über die 
Lieferung von 10 t Schwerwasser für den Höchstfluß-For- 
schungsreaktor (HFR) — deutscher Lieferanteil — abzuschlie- 
ßen. Der hierfür benötigte Betrag von 2 700 000 DM war in 
dem ursprünglichen Jahresansatz 1970 nicht enthalten. 

Es bestand keine Möglichkeit, einen Teil der Zahlungsver- 
pflichtungen in das Haushaltsjahr 1971 hinauszuschieben. Der 
deutsche Partner hätte sich sonst dem Vorwurf ausgesetzt, er 
würde seinen vertraglich festgelegten Zahlungsverpflichtun- 
gen nicht korrekt nachkommen oder durch seine Haltung die 
für Mitte 1971 vorgesehene Inbetriebnahme der Anlage ver- 
zögern. 

Die geschilderte Entwicklung war bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1970 nicht vorherzusehen. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


32 05 
574 51 


17 215 700 — 


239 759,09 


Zinsen für Nachkriegswirtschaftshilfe USA 

Am 30. Juni 1970 wären rund 345,27 Mio DM als Teilbetrag 
der von der Deutschen Bundesbank erworbenen Forderung 
aus der Nachkriegswirtschaftshilfe USA zuzüglich rund 17,21 
Mio DM Zinsen an die Deutsche Bundesbank zu zahlen ge- 
wesen. Mit Rücksicht auf die Kassenlage des Bundes sowie 
auf die Kapital- und Geldmarktlage konnte im Einver- 
nehmen mit dem Direktorium der Deutschen Bundesbank der 
Zahlungstermin für den Gesamtbetrag (Zinsen und Tilgung) 
um 10 Tage, d. h. bis zum 10. Juli 1970, hinausgeschoben wer- 
den. Für den Zahlungsaufschub hat der Bund lediglich 
2,5 V. H. Zinsen, das sind 239 759,09 DM, auf den Tilgungs- 
betrag für die Zeit vom 30. Juni bis 9. Juli 1970 an die Deut- 
sche Bundesbank zu zahlen. Bei der sonst erforderlichen In- 
anspruchnahme eines Buchkredits bei der Deutschen Bundes- 
bank wären hierfür 7,5 v. H. Zinsen zu entrichten gewesen. 
Bei Veranschlagung ist mit dieser Entwicklung der Kapital- 
und Geldmarktlage nicht gerechnet worden. 

Die Mehrausgabe war deshalb unvorhergesehen und aus 
wirtschaftlichen Gründen unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 574 53. 
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681 01 


noch Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


60 656,62 


Leistungen des Bundes nach dem Gesetz zur Ausführung des 
Abkommens vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslands- 
schulden 


Bei der Berechnung eines Entschädigungsanspruchs ist eine 
Abschlagszahlung irrtümlich zweimal angerechnet worden. 
Der Betrag war dem Berechtigten nachzuzahlen. Der Fehler 
ist erst nachträglich aufgedeckt worden. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. Sie war un- 
abweisbar, weil rechtliche Verpflichtungen zu erfüllen waren. 
Eine Zurückstellung bis zur Verabschiedung des nächsten 
Haushaltsgesetzes war nicht möglich. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 32. 
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